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Geſetz-Sammlung 
für die | 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ 


(Nr. 4120.) Privilegium zur Ausſtellung auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Liegnitz zum Betrage von 90,000 Rthlrn. Vom 30. Oktober 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 

Nachdem die ſtaͤdtiſchen Behoͤrden von Liegnitz darauf angetragen haben, 
zum Bau eines ſtaͤdtiſchen Schulhauſes ein Anlehn von 40,000 Rthlrn. auf- 
nehmen und zu dem Zweck auf den Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen ver⸗ 
ſehene Stadtobligationen ausgeben, außerdem aber gleichzeitig in Stelle und 
gegen Einziehung der von der Stadtkommune ſchon fruͤher ausgeſtellten, auf 
beſtimmte Gläubiger lautenden Schuldverſchreibungen, im Geſammtbetrage von 
gegenwärtig noch 50,000 Rthlr., gleichfalls auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinsſcheinen verſehene Stadtobligationen ausgeben zu duͤrfen, — wollen Wir, 
in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 90,000 Rihlrn., geſchrieben: 

Neunzig tauſend Thalern 7 

Liegnitzer Stadtobligationen, welche zum Betrage von 40,000 Rthlrn. mit vier 
Prozent und zum Betrage von 50,000 Athen. mit drei und einem halben 
Prozent jaͤhrlich zu verzinſen, und, von Seiten der Gläubiger unkuͤndbar, vor: 
behaltlich einer früheren Einloſung, nach dem feſtgeſetzten Tilgungsplane zu 
amortiſiren ſind, Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen. . 

Die Liegnitzer Stadtobligationen ſollen nach anliegendem Schema in fol: 
5 genden Apoints ausgefertigt werden: ö 


I. die 4prozentigen: 


100 Stuͤck zu 200 Rthlr. unter litt. A. I. Nr. 1. bis 100. 
150 = - 100 = = 2 Bl 150. 
100 = 2 50 2 2 2 G. I. 8 2 100. 


II. die 33prozentigen: 


225 Stuͤck zu 200 Rthlr. unter litt. A. II. Nr. 1. bis 225, 
50 2 - 100 = = ee 50. 


Jahrgang 1854. (Nr. 4120.) 86 Die 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Dezember 1854. 
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f Die Verzinſung und Tilgung des Schuldkapitals von 90,000 Kthlr. ſoll 
in der Weiſe ftattfinden, daß dazu, wie dies der Amortiſationsplan naͤher an⸗ 
giebt, alljährlich durchſchnittlich 4000 Rthlr. verwendet, und zuerſt 20,000 Rthlr. 
33 prozentige Stadtobligationen, demnaͤchſt 40,000 Rthlr. Aprozentige Stadt: 
Obligationen, und endlich 30,000 Rthlr. 33 prozentige Stadtobligationen ein⸗ 
geloͤſt werden, wobei es den Kommunalbehoͤrden vorbehalten bleibt, den Til 
gungsfonds zu verflärfen, oder auch ſaͤmmtliche Obligationen auf Einmal zu 
kundigen. Die vollftändige Tilgung der ganzen Schuld erfolgt binnen laͤng⸗ 
ſtens funfzig Jahren, vom 1. Januar 1854. ab gerechnet. 

Die Behufs der Amortiſation ausgelooſten oder gekuͤndigten Nummern 
der Obligationen werden mindeſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine 
durch den Staatsanzeiger, das Amtsblatt der Regierung zu Liegnitz und das 
amtliche Liegnitzer Publikationsblatt bekannt gemacht. Die Auszahlung dieſer 
Obligationen erfolgt an dem dazu beſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe 
durch die Stadt⸗Hauptkaſſe in Liegnitz an den Vorzeiger der Obligationen 
gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage hört die Verzinſung des Ka⸗ 
pitals auf. d 

Der Betrag der ausgereichten Zinskupons, ſoweit ſolche nach dem Zah⸗ 
lungstermine des Kapitals der Obligation fällig und mit der Obligation nicht 
zuruͤckgereicht ſind, wird von dem Kapitale gekuͤrzt. 

Werden die ausgelooſten oder gekuͤndigten Obligationen nicht innerhalb 
dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Cinlöfung vorgezeigt, oder den 
geſetzlichen Beſtimmungen gemäß als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo iſt 
der Betrag derſelben als getilgt anzuſehen und zum Vortheile der Stadtgemeinde 

verfallen; inzwiſchen und bis dahin erfolgt eine jaͤhrliche Bekanntmachung dieſer 
noch uneingeloͤſeten Obligationen. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf- 
gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere, §§. 1. 
bis 13., mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate gemacht werden; demſelben werden auch alle die nach der ange⸗ 
fuͤhrten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommenden Geſchaͤfte 
und Befugniſſe beigelegt; gegen die Verfuͤgungen des Magiſtrats findet 

e Rekurs an die Koͤnigliche Regierung in Liegnitz ſtatt; N 

5p) das in dem H. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem 
Kreisgerichte zu Liegnitz; 8 | 

e) die in den SS. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be— 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten (oder gekündigten) Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwaͤhnten ſechs Zahlungs: 
termine follen acht, an die Stelle des im H. 8. daſelbſt erwaͤhnten achten 
Zinszahlungstermins ſoll der zehnte treten. 


Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Drit⸗ 
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Dritter ertheilen, wird für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. f 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. n . 
Gegeben Sansſouci, den 30. Oktober 1854. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


: : ; ; Schema. 
Liegnitzer Stadt- Obligation 
Hit.. % 
uͤber n Thaler. 
Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums oem 1854. 


(Geſetz- Sammlung für 1854. Seite.. ) 


Dr Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Liegnitz urkunden und 
bekennen hiermit, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von .. . 
Thalern, in Worten Thalern Preußiſch Kurant, als ein 


Liegnitz, jedoch nur gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten Zinskupons, gezahlt. 

Das Kapital wird durch Amortiſation berichtigt, weshalb eine Kuͤndi⸗ 
ung Seitens des Inhabers der Obligation nicht zulaͤſſig iſt. Fuͤr die Sicher: 
heit des Kapitals und der Zinſen haftet die Stadtgemeinde Liegnitz mit ihrem 
gefammten Vermoͤgen. 

Diejenigen Zinſen, welche nicht innerhalb der naͤchſten fuͤnf Jahre nach 

dem auf dem Zinskupon angegebenen Zahlungstermine erhoben werden, verfallen 
zum Vortheile der Stadtgemeinde. 


Liegnitz, den ten 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordneten. 
(Namen gedruckt.) (Namen gedruckt.) 
i Einpetionen im Kontrolbuch Die Zinskupons hierzu ſind verabreicht 
lf ˙¹ð¹᷑¹AE ͤͤ ͤůuͥYm 8 


(Fr. 4420-424.) . a 86* Schema. 


u _ 


Dieſer Kupon verfällt in fünf Jahren 


Serie (Erſter) Kupon 
3 zur Liegnitzer Stadt⸗Obligation 


nach dem Zahlungstermin. 


in Worten 
aus der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Liegnitz. 
Liegnitz, den nn 18 
Der Modiitsat, ze Sfessın: Die Stadtverordneten. 


Stempel. 


(Namen gedruckt.) (Namen gedruckt.) 


Eingetragen im Kontrolbuch Fol. ..... 


(Nr. 4121.) Statut des Dommitzſcher Deichverbandes. Vom 13. November 1854, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. | 
Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der ober- 
halb und vor Dommitzſch belegenen Niederung Behufs der gemeinſamen Unter⸗ 
haltung von Deichen gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe waͤhrend der 
Wachsperiode der Pflanzen zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nach- 
dem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, ge- 
nehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848. HH. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1848. 
Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: es 
„Dommitzſcher Deichverband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


1 
Sales ut In der am linken Ufer der Weinske und der Elbe bei der Stadt Dom- 
den Herba. mitzſch ſich hinziehenden Niederung, welche den zum Dorfe Drebligar gehoͤrigen 
. fruͤ⸗ 
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früheren Anger und die Buſchwieſen, den zum Dorfe Polbitz gehoͤrigen ſoge— 
nannten Strein, die Dommitzſcher Kabelfelder, Wieſen, Anger, Schwarzwaſſer⸗ 
ſtucken, den ſogenannten Weſer und überhaupt alle Grundſtuͤcke zwiſchen dem 
Fuß der Hoͤhe, dem Elbſtrom und dem am Schwarzwaſſer belegenen Anger 
umfaßt, zu welcher aber die ſchon fruͤher eingedeichten Drebligaer Auefelder 
nicht gehoͤren, werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudei⸗ 
chenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 
18 Fuß am Torgauer Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu 
einem Deichverbande vereinigt, welcher den Zweck hat, fie vor den Ueberſchwem⸗ 
mungen der Elbe und Weinske waͤhrend der Pflanzen⸗Wachsperiode durch 
einen Sommerdeich zu ſchuͤtzen. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in 
Torgau. N 
2. 


Der neue Sommerdeich ſchließt ſich an die nordoͤſtliche Ecke des Dre: 
bligaer Felddeichs, geht laͤngs dem Hange, jedoch auf demſelben vor dem Dre- 
bligaer Anger, dem Polbiger Strein, den Dommitzſcher Kabelfeldern, den 
Schwarzwaſſerſtuͤcken, dem Weſer fort und ſchließt ſich an den Fuß der Hoͤhe, 
auf welcher die Stadt Dommitzſch liegt. Er tritt an dem Hange uͤberall nur 
fo weit zuruck, als nothwendig iſt, um das erforderliche Material zur Schuͤt⸗ 
tung des Deiches zu gewinnen. Der Deich erhaͤlt eine Hoͤhe von 18 Fuß am 
Torgauer Pegel, eine dreifuͤßige Krone und eine dreifuͤßige mit Raſen belegte 
vordere und hintere Boͤſchung. Wird der Bau im Fruͤhjahr ausgeführt, fo it 
es nicht gerade nothwendig, daß die vordere Böfchung mit Raſen belegt werde, 
vielmehr genuͤgt es dann, ſie mit gutem Grasſaamen zu beſaͤen. Die hintere 
Boͤſchung muß dagegen jedenfalls mit Raſen belegt werden. 


H. 3. 


Die Anlage dieſes Deiches (F. 2.) erfolgt in der Art, daß die Grund⸗ 
beſitzer jeder Orkſchaft in deren Grenzen ihre Strecke gemeinſchaftlich herſtellen, 
auch ſich ohne Zuthun des Deichverbandes hinſichtlich des dazu erforderlichen 
Grund und Bodens (Maifeldes), ſowie der Materialien zum Deichbau aus⸗ 
gleichen. 

$. 4. 

In dem Damme iſt dicht unterhalb der Hoͤhe von Dommitzſch, ſtatt der 
jetzt im Muſikanten-Damme vorhandenen, eine Schleuſe zu erbauen, welche das 
Hoͤhenwaſſer in das Schwarzwaſſer leitet. Dieſe Schleuſe iſt bei drei Fuß 
lichter Weite maſſiv mit ſich ſelbſt ſchließender und oͤffnender Thuͤre zu erbauen. 
Sie wird auf Koſten aller Deichgenoſſen nach dem Kataſter erbaut und unter- 
halten. Alle ſonſtigen noch nothwendigen oder wuͤnſchenswerthen Schleuſen 
erbauen die Deichgenoſſen jeder Ortſchaft in ihrer Strecke auf ihre alleinigen 
Koſten ohne Zuthun der andern Ortſchaft. 8 ; 


H. 5. „ 


Der Neubau dieſer Deichſtrecke und Deichſiele muß von jeder Ortſchaft 
(Nr. 4121.) im 


Deichlinie. 


Erſte Anlage. 


Schleuſen. 


Deichkataſter. 


— 602 — 


im Laufe des Jahres 1854. unter Aufficht des Deichinſpektors erfolgt ſein. 
Verweigert eine Ortſchaft die rechtzeitige ſachgemaͤße Ausführung, fo iſt das 
Deichamt berechtigt, ſie auf Koſten des Saͤumigen ausfuͤhren zu laſſen. 


8 $. 6. 

Wenn der Deichinſpektor beſcheinigt, daß die Bauten ordnungsmaͤßig 
ausgefuͤhrt ſind, ſo uͤbernimmt ſie der Deichverband zu ſeiner Verwaltung und 
Unterhaltung, jedoch muß jede Ortſchaft noch zur Unterhaltung der Deichlinie 
die Materialien an Sand, Lehm ꝛe. innerhalb ihrer Grenzen ohne Zuthun des 
Ganzen hergeben. 555 


Die Deiche gehen demnaͤchſt mit den Sielen in das Eigenthum des 
Deichverbandes uͤber. Es behalten aber die Ortſchaften, welche die Anlage 
bewirkt haben, auch die Nutzung der Deiche mit Beobachtung der deichpolizei— 
lichen Beſtimmungen. 

Hecken, Bäume und Sträucher dürfen auf den Deichen nicht geduldet 
werden, auch ſind die Baͤume und Dornhecken auf dem Polbitzer Strein, reſp. 
Anger zwiſchen der Weinske und der Drebligaer Grenze fortzunehmen. 


8 H. 8. 

Die Arbeiten des Deichverbandes zur Unterhaltung dieſer Anlagen wer⸗ 
den durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. Die 
erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Deichbeamten und 
zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes etwa zu kontra⸗ 
hirenden Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem Deichkataſter aufzubringen. 

In dem Deichkataſter ſind Aecker, Wieſen und Huͤtungen alle gleich mit 
ihrer Flaͤche veranlagt. i 

Das Kataſter wird von dem Regierungs-Kommiſſarius aufgeſtellt. Vor⸗ 
4900 werden die Deichkaſſenbeitraͤge nach dem bereits aufgeſtellten Kataſter 
erhoben. 8 i 
Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe von dem Kommiſſarius dem Deich— 
amte vollſtaͤndig und den Gemeindevorſtanden von Dommitzſch, Polbitz und 
Drebligar, ſowie dem Beſitzer des Rittergutes Commende-Dommitzſch extrakt⸗ 
weiſe mitzutheilen und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt be= 
kannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den 
Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerden dage⸗ 


gen bei dem Kommiſſarius angebracht werden konnen. 


Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Veranlagung nach 
der Flaͤche gerichtet werden koͤnnen, ſind von dem Regierungs-Kommiſſarius 
unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamtsdeputirten und der erfor⸗ 
derlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Dieſe Sachverſtaͤndigen find hin⸗ 
ſichtlich der Grenzen des Inundationsgebiets und der ſonſtigen Vermeſſungen 
ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich 
der Bonität und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Sachverftändige, denen bei Strei⸗ 
tigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſfe ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndi⸗ 
ger beigeordnet werden kann. 

f Alle 
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Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 
a Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 

der Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und die Deichamtsdeputirten andererſeits, bekannt 
gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. Andernfalls 
werden die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwer⸗ 
den. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 

auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. : 


H. 9. 

Es iſt Sache der freien Vereinigung, wie jede Ortſchaft die ihr allein 
obliegenden Koſten $$. 3. 4. 5. 6. unter ſich aufbringt. Kommt eine ſolche 
Einigung nicht zu Stande, ſo muͤſſen die Koſten nach Maaßgabe des Kataſters 
jedes Orts auf die Betheiligten repartirt werden. Ä 

Der Beſitzer der Commende Dommitzſch bildet bei den Neubauten, ſowie 
der Materialhergabe mit der Stadt Dommitzſch eine Einheit. Er wird dabei 
als ein Theil derſelben angeſehen und partizipirt an dem Aufwande nach Ver⸗ 
haͤltniß der Flaͤche feines Grundbeſitzes. 

§. 10. 


Den Drebligaer Felddeich iſt die Gemeinde Drebligar nach wie vor in 
gutem Stande zu erhalten verpflichtet. 


. 115 an 
In dieſem Damme liegt zur Abfuͤhrung des Binnenwaſſers eine Schleuſe. 


Sie muß geſchloſſen gehalten werden, ſobald die große Schleuſe im Dom⸗ 
mitzſcher Mirfifanten-Damme fich ſchließt und ſo lange dieſelbe geſchloſſen bleibt. 
ö §. 12. 
Die erforderlichen Binnengraͤben anzulegen iſt Sache jeder Ortſchaft. 
Sind ſie jedoch einmal angelegt und hat dabei mehr als Ein Deichgenoſſe In⸗ 
tereſſe, ſo nimmt ſie das Deichamt unter Schau und haͤlt die Verpflichteten 
zu ihrer Raͤumung und Inſtandhaltung an. 
§. 13. 
Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird nach Ausführung der Anlagen 
für jetzt auf jährlich Einen Silbergroſchen für den Morgen feſtgeſetzt und die 
Hoͤhe des anzuſammelnden Reſervefonds auf zweihundert Thaler beftimmt. 
H. 14. 
Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
ſieben feſtgeſetzt. ö 
Cr. 4121.) 5 | $. 15. 


= "08. 


§. 15, 


Einen Repraͤſentanten waͤhlen die Grundbeſitzer in Drebligar, zwei die 
in Polbitz, drei die Stadt Dommitzſch, Einen der Beſitzer der Commende Dom— 
mitzſch und eben ſo viele Stellvertreter guf ſechs Jahre. i 

Wird der Deichhauptmann aus der Mitte der Repraͤſentanten gewaͤhlt, 
ſo darf an ſeiner Statt kein neuer Repraͤſentant eintreten. Er vertritt zugleich 
ſeine fruͤheren Machtgeber. a 

Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus und wird durch neue Wahlen er— 
ſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. 
Iſt die Zahl ungerade, fo ſcheidet das erſte Mal Einer weniger als die Halfte 
aus, das folgende Mal Einer mehr. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder ge— 
waͤhlt werden. 

Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat und nicht Un 
terbeamter des Deichverbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert 
die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
fo wird der ältere allein zugelaſſen. 5 5 5 


$ 16. 


In jedem Wahlbezirke geben drei Morgen Eine Stimme. Wer ſechs 
Morgen beſitzt hat zwei Stimmen, wer zwölf Morgen beſitzt vier Stimmen ꝛc. 


i N 

Stimmfaͤhig in der vorgedachten Art (F. 15.) iſt jeder großjaͤhrige Be⸗ 
ſitzer eines deichpflichtigen Grundſtuͤcks, welcher mit ſeinen DeichFaffenbeiträgen 
nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch 
rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat. Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und an- 
dere moraliſche Perſonen, desgleichen Frauen und Minderjährige haben Stimm- 
recht fuͤr ihre deichpflichtigen Grundſtuͤcke und duͤrfen daſſelbe durch ihre geſetz⸗ 
lichen Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm— 
rechts bevollmaͤchtigen. . 

Gehoͤrt ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


$. 18. 


Wahlkommiſſarien ſind die jedesmaligen Ortsvorſtaͤnde, welche ſich auch 
ſelbſt die Wahlliſten bilden. Ueber etwanige Beſchwerden daruͤber entſcheidet 
der Regierungs⸗Kommiſſarius endgültig, 1 


H. 19. 


Inm uUebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver— 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften uͤber die Ge— 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 

| H. 20. 
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20 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn der Repraͤſen⸗ 
tant waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung auf⸗ 
giebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz in einem entfernten Orte nimmt. 

H. 21 

Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute Allgemeine 
vom 14. November v. J. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. Seite 935.) SE 
follen für den Dommißfcher Deichverband Gültigkeit haben, ſoweit fie vorſtehend 
nicht abgeändert find. 

Die HH. 13. ff. finden nur bei Hochwaſſer während der Periode des 


Pflanzenwuchſes Anwendung. 


; §. 22. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. d 
Gegeben Sansſouci, den 13. November 1854. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr landwirth⸗ 
v. d. Heydt. i Simons. ſchaftliche Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4122.) Statut des Stradung-Zywodczuͤtzer Deichverbandes. Vom 13. November 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Oder⸗ 


| Niederung von Straduna⸗Zywodezuͤtz, im Regierungsbezirk und Kreiſe Oppeln, 


Behufs der gemeinſamen Herſtellung und Unterhaltung eines Deiches gegen 
die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem Deichverbande zu vereinigen, und 
nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, 
genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz- Sammlung vom Jahre 1848. 
Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 
„Straduna-Zywodezuͤtzer Deichverband“, 

und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: N 

Jahrgang 1854. (Nr. 4214122. 87 5 Ne 


— 606 — 


N 
Umfang und In der auf dem linken Oderufer von der Straduna bis unterhalb Zy⸗ 
Velhterban wodezütz ſich erſtreckenden Niederung werden die Eigenthümer aller einzudeichen⸗ 
des. den Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 25 Fuß 
3 Zoll am Krappitzer Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu 
einem Deichverbande vereinigt. 
Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Oppeln. 


N Ses 

Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien tüchtigen Deich auf 
28 Fuß Höhe am Krappitzer Pegel in denjenigen durch die Staatsverwal⸗ 
tungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Abmeſſungen herzuſtellen und zu unterhalten, welche 
erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung 
durch den hoͤchſten Waſſerſtand der Oder zu ſichern. 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, ſo hat 
der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich feiner Anſpruͤche an ans 
dere Verpflichtete. 


H. 3. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu 
unterhalten, welche erforderlich find, um das den Grundſtuͤcken der Niederung 
ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und in die Oder abzuleiten. Das Waſſer 
der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns 
von Privatperſonen weder aufgeſtaut noch abgeleiket werden. Dagegen hat 
jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Aufnahme des Waſſers, 
deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. Die Zulei⸗ 
tung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

Die Anlegung und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. a 


de 4. 


Der Verband hat in den Deichen die Auslaßſchleuſen fuͤr die Haupt⸗ 
graͤben anzulegen und zu unterhalten. 


. 

Verpflichtun⸗ Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen 
der D ; 5 h g 
ne eich der Deichgenoffen, ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deich- 
Öeldleiftun kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldun 

f £ 5 3 3 fi 9 
A ern. der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver⸗ 
he derselben bandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem von der Ne 


919 en gierung zu Oppeln auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. 
N, 


Deichkataſter. 
In dem Deichkataſter ſind die Eigenthuͤmer aller von der Verwallung 
geſchüͤtzten ertragsfähigen Grundſtuͤcke nach folgenden Grundſaͤtzen zu veranlagen: 
für 
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für Hof⸗ und Bauſtellen, Gaͤrten und Aecker wird ein ganzer, 
fuͤr Wieſe, Graͤſerei, Huͤtung und mit Holz oder Buſch bewachſene 
Grundſtuͤcke zwei Drittel Beitrag fuͤr den Morgen entrichtet. 
Das Kataſter wird von dem Deichregulirungs⸗Kommiſſarius aufgeſtellt. 
Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe von dem Kommiſſarius dem Beſitzer 
des Majorats Rogau⸗Krappitz vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeinde⸗Vorſtaͤnden 
aber extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche 
Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten 
bei den Gemeinde-Vorſtaͤnden und dem Wirthſchaftsamte des Majorats ein⸗ 
geſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 
Die eingehenden Beſchwerden ſind von dem Letzteren unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts-Deputirten und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. Dieſe ſind hinſichtlich der Grenzen des Inunda⸗ 
tionsgebiets und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalld ein Vermeſſungs-Reviſor, hinſichtlich der Bonität zwei oͤkono⸗ 
miſche Sachverſtaͤndige. Dieſelben werden von der Regierung ernannt. 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
der Deichamts-Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit demſelben 
einverſtanden, ſo wird das Deichkataſter danach berichtigt. Andernfalls werden 
die Akten der Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde eingereicht. 
Wird dieſelbe verworfen, fo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
1 10085 dagegen an den Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
zulaͤſſig. 
Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe von der Re⸗ 
gierung in Oppeln auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 5 
NE 2 
Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf jährlich vier 
Silbergroſchen fuͤr den Normalmorgen und die Hoͤhe des anzuſammelnden 
Reſervefonds auf Eintauſend fuͤnfhundert Thaler feſtgeſetzt. 


H. 8. 


Das Amt des Deichhauptmanns wird mit dem Beſitze des Majorats Antdes Deich 
Rogau⸗Krappitz in der Art verbunden, daß der Beſitzer deſſelben jedesmal auf N 
eine Reihe von ſechs Jahren entweder ſich ſelbſt oder einen ſeiner Wirthſchafts⸗ 
Beamten oder Paͤchter zum Deichhauptmann und in beiden Faͤllen einen Stell⸗ 
vertreter fuͤr laͤngere Behinderungen zu ernennen hat. 

Wenn zur Zeit der Ernennung der Majoratsbeſitzer unter Vormund⸗ 
ſchaft oder Kuratel ſteht, fo hat deſſen geſetzlicher Vertreter, und wenn er den 
Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat, 
der Kreislandrath den Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter, wo moͤglich 
aus der Zahl der Wirthſchaftsbeamten oder Paͤchter des Majorats, zu ernennen. 
DODiaſſelbe gilt für den Fall, daß der Majoratsbeſitzer das Amt des Deich- 
hauptmanns ſelbſt bekleidet und während der Zeit ein Hinderniß der vorgedach⸗ 
ten Art in ſeiner Perſon eintritt. 

(Nr. 4122.) In 
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In allen Fallen bedarf die Ernennung der Beſtaͤtigung der Regierung, 
ee die Ernannten demnaͤchſt in öffentlicher Sitzung des Deichamtes ver— 
eiden laͤßt. 

Außer dem Erſatz baarer Auslagen findet eine Remuneration des Deich— 
hauptmanns und ſeines Stellvertreters aus der Deichkaſſe nicht ſtatt. 


H. 9. 
Der Deich ift in drei Aufſichtsbezirke zu theilen. 
F. 10. 


Vertretung der Die zum Majorat Rogau⸗Krappitz gehörigen drei Ritterguͤter Straduna, 

en Zuzella und Zywodczuͤtz haben im Deichamte zuſammen mit dem vom Beſitzer 

ame. beeſſtellten Deichhauptmann drei Stimmen, welche von letzterem, reſp. deſſen 
Stellvertreter, zu fuͤhren ſind. Die Deichgenoſſen in der Gemeinde Zuzella 
haben Eine und eine halbe Stimme, in der Gemeinde Straduna und Zyrowa 
zuſammen eine halbe Stimme, in der Gemeinde Zywodczuͤtz ebenfalls eine halbe 
Stimme. 

Die Stimmen dieſer Deichgenoſſen werden von den Vorſtehern der be— 
treffenden Gemeinden reſp. deren gewoͤhnlichen Stellvertretern ‚geführt, mit der 
Maaßgabe, daß die Deichgenoſſen von Zyrowa durch den Gemeindevorſteher 
von Straduna mit zu vertreten ſind. 

Von dieſen Stimmberechtigten wird der Weichinpelter durch abſolute 
Siimnenmehnbeil auf ſechs Jahre gewählt. 8 


ger 
Allgemeine Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
Beſtimmun⸗ vom 14. November 1853. (Geſetz⸗ Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 
Er follen für den Straduna⸗Zywodezuͤtzer Deichverband Gültigkeit haben, inſoweit 
ſie nicht in dem vorſtehenden Statute abgeaͤndert ſind. 
GR 
Abanderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes— 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 13. November 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Für den Minifter fuͤr landwirthſchaftliche 
v. d. Heydt. Simons. Angelegenheiten: 15 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
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